
1 

 

Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 11.10.2016 

 50-2 Tel. Nr. 361- 9114 (Fr. Corbeck) 

Tel. Nr. 361- 4136 

Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr,  
Stadtentwicklung, Energie  

und Landwirtschaft (S) 
Vorlage Nr. 19/182 (S) 

Vorlage  
für die Sitzung der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, 

Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft(S) 
am 27.10.2016 

Kontrakt zwischen der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde), der Bremer 
Straßenbahn AG (BSAG), der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di und dem 

Betriebsrat der Bremer Straßenbahn AG  
Bericht der Deputation  

A. Problem 

Die Bremische Bürgerschaft (Stadtbürgerschaft) hat in ihrer Sitzung am 23.08.2016 die 
Mitteilung des Senats zum Kontrakt zwischen der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde), 
der Bremer Straßenbahn AG (BSAG), der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di und 
dem Betriebsrat der Bremer Straßenbahn AG (Drucksache 19/333 S) zur Beratung und 
Berichterstattung an den städtischen Haushalts- und Finanzausschuss (federführend) und die 
die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und 
Landwirtschaft überwiesen. 

B. Lösung 

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (L/S) 
legt dem städtischen Haushalts- und Finanzausschuss den anliegenden Bericht (Anlage 1) als 
Beratungsergebnis zur Beschlussfassung vor. 

C. Alternativen 

Werden nicht vorgeschlagen. 

D. Beteiligung/ Abstimmung 

Die Abstimmung des Kontraktes erfolgte durch die Staatsrätelenkungsgruppe mit dem 
Betriebsrat der BSAG, der Gewerkschaft ver.di, dem Vorstand der BSAG und dem ZVBN. 

E. Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderspezifische Auswirkungen 

Gegenüber der in den Senatsvorlage zur Ersatzbeschaffung der Straßenbahnen am 
10.11.2015 genannten finanziellen Angaben entstehen keine zusätzlichen Verpflichtungen 
durch den Kontrakt. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/333%20S
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Mit dem Abschluss des Kontrakts sind genderspezifischen Auswirkungen verbunden.  
Frauen verfügen im Allgemeinen für ihre täglichen Wege weniger als Männer über einen Pkw; 
sie nutzen den ÖPNV häufiger als Männer. Von den großen ÖPNV-Unternehmen in 
Deutschland weist die BSAG mit 32,6 % den höchsten Anteil von Frauen an den Beschäftigten 
auf. 

F. Beschlussvorschlag 

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (S) 
stimmt dem Berichtsentwurf des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr entsprechend der 
Anlage zu und bittet den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr um dessen Weiterleitung an 
den städtischen Haushalts- und Finanzausschuss zur Kenntnisnahme. 

Anlage  

Bericht der Deputation an den städtischen Haushalts- und Finanzausschuss
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Bericht 

der städtischen Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und 
Landwirtschaft an den städtischen Haushalts und Finanzausschuss  
vom …. 

Kontrakt zwischen der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde), der Bremer 
Straßenbahn AG (BSAG), der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di und dem 

Betriebsrat der Bremer Straßenbahn AG 

A. Anlass 

Die Bremische Bürgerschaft (Stadtbürgerschaft) hat in ihrer Sitzung am 23.08.2016 die 
Mitteilung des Senats zum Kontrakt zwischen der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde), 
der Bremer Straßenbahn AG (BSAG), der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di und 
dem Betriebsrat der Bremer Straßenbahn AG (Drucksache 19/333 S) zur Beratung und 
Berichterstattung an den städtischen Haushalts- und Finanzausschuss (federführend) und die 
die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und 
Landwirtschaft überwiesen. 

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und 
Landwirtschaft hat in ihrer Sitzung am 27.10.2016 den Antrag beraten und gibt folgenden 
Bericht ab:  

B. Bericht 

Vor dem Hintergrund eines vorzeitig beendeten öffentlichen Dienstleistungsauftrags (ÖDLA) 
für den Stadtverkehr Bremen und der Rückgabe von Linienkonzessionen ist es für die 
Beschäftigten der BSAG und für die Gewerkschaft ver.di wichtig, frühzeitig Vereinbarungen für 
den Rahmen eines neuen ÖDLA inkl. beschäftigungssichernder Maßnahmen zu treffen. 
Dieses geschieht, wie bisher auch, über den Abschluss eines Kontraktes, der zwischen dem 
Betriebsrat der BSAG, dem Vorstand des Unternehmens, der Gewerkschaft ver.di und der 
Stadtgemeinde Bremen, vertreten durch den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr, vereinbart 
wird. Mit dem neu abzuschließenden Kontrakt verpflichten sich die Beschäftigten, vertreten 
durch den Betriebsrat, und die Gewerkschaft ver.di, vor allem den auf die BSAG entfallenden 
Anteil der Finanzierung der Straßenbahnen in Höhe von voraussichtlich 6 Mio. € p.a. 
mitzutragen. Insofern besteht auch seitens der FHB ein Interesse an einer frühzeitigen 
Vereinbarung. 

Die Staatsrätelenkungsgruppe (der Ressorts SUBV, SWAH, SK, SF) hat den Entwurf des 
Kontrakts mit dem Betriebsrat der BSAG, der Gewerkschaft ver.di, dem Vorstand der BSAG 
und dem ZVBN verhandelt. Die Laufzeit des neuen Kontraktes ist zeitlich an den neuen ÖDLA 
gekoppelt. Als deutliches Signal des Senats hinsichtlich der beabsichtigen 
Beschäftigungssicherung wird er vor Inkrafttreten des ÖDLA fortgeschrieben. Voraussetzung 
für das Wirksamwerden des Kontraktes ist die Direktvergabe zur Erbringung von ÖPNV-
Leistungen an die BSAG und der Abschluss des ÖDLA mit dem Unternehmen BSAG.  

Dabei dient der Kontrakt der inhaltlichen Einbindung der Arbeitnehmer, da der Betriebsrat der 
BSAG und ver.di nicht Vertragspartner des ÖDLA sind. Mit dem Abschluss des Kontrakts 
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werden frühzeitig einige für die Beschäftigten relevante Rahmenbedingungen für die 
Verhandlungen des ÖDLA gesetzt.  

Der Kontrakt ist inzwischen unterzeichnet worden. 

Die Kontraktperiode beginnt am 01.01.2019 und endet am 30.06.2041, wesentliche Inhalte 
des Kontrakts sind:  

1. Vereinbarungen zum tariflichen Verzicht auf betriebsbedingte Kündigungen zur 
Sicherung der Arbeitsplätze, somit eine langfristige Beschäftigungssicherung auf Basis 
miteinander vereinbarter transparenter Randbedingungen. 

2. Verbindliche Regelungen zum Mitbestimmungsgesetz unabhängig von der Größe der 
BSAG. 

3. Die Finanzierungsregelung zur Neubeschaffung von Straßenbahnen: Mit dem neuen 
Kontrakt verpflichten sich die Beschäftigten und die BSAG, vertreten durch den 
Betriebsrat, und die Gewerkschaft ver.di, den auf die BSAG entfallenden Anteil der 
Finanzierung der Straßenbahnen in Höhe von voraussichtlich jährlich 6 Mio. € 
mitzutragen.  

4. Die Absichtserklärung der Stadtgemeinde Bremen für die Kontraktlaufzeit nur 
einvernehmlich abgestimmte Änderungen der Unternehmensstruktur der BSAG 
durchzuführen. 

C. Finanzielle oder personalwirtschaftliche Auswirkungen/ Genderaspekte 

Gegenüber der in den Senatsvorlage zur Ersatzbeschaffung der Straßenbahnen zur Sitzung 
am 10.11.2015 und in den Vorlagen für den Haushalts- und Finanzausschuss zur Sitzung am 
10.12.2015 sowie der Deputation  für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und 
Landwirtschaft(S) zur Sitzung am 29.1.2016 genannten finanziellen Angaben entstehen keine 
zusätzlichen Verpflichtungen durch den Kontrakt. 

Mit dem Abschluss des Kontrakts sind genderspezifischen Auswirkungen verbunden.  
Frauen verfügen im Allgemeinen für ihre täglichen Wege weniger als Männer über einen Pkw; 
sie nutzen den ÖPNV häufiger als Männer. Von den großen ÖPNV-Unternehmen in 
Deutschland weist die BSAG mit 32,6 % den höchsten Anteil von Frauen an den Beschäftigten 
auf. 

D. Beschlussempfehlung 

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und 
Landwirtschaft empfiehlt dem städtischen Haushalts- und Finanzausschuss, der 
Stadtbürgerschaft zu empfehlen, von der Mitteilung des Senats Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Senator Dr. Joachim Lohse 

 

 

Jürgen Pohlmann 

 Sprecher der Deputation für Umwelt, Bau, 
Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und 
Landwirtschaft 
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